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Vorwort

Vorwort

Von Hustensaft über Fiebermessung bis hin zu Injektionen 

– die medizinische und pflegerische Versorgung in Kinder-

tageseinrichtungen ist ein herausforderndes Thema, das 

die betroffenen Akteure vor vielfältige Fragen stellt. Die 

Aufnahme sehr junger Kinder hat in den letzten Jahren 

zugenommen und die ganztägige Betreuung ist in den 

Einrichtungen angestiegen. Damit geht einher, dass sich 

Aufgaben und Verantwortungsbereiche verschieben. Wo 

früher noch die Eltern in erster Linie für die Medikamen-

tenversorgung ihrer Kinder Sorge zu tragen hatten, ist 

nunmehr stärker auch das pädagogische Personal einge-

bunden. Fragen ergeben sich hieraus ebenso für die Be-

treuung in der Kindertagespflege. 

Insbesondere die gemeinsame Betreuung von Kindern mit 

und ohne Behinderung hat die Diskussion um das The-

ma verstärkt. Mit der Ratifizierung der UN-Behinderten-

rechtskonvention durch die Bundesrepublik Deutschland 

im Jahr 2009 und vor dem Hintergrund der Kinderrechts-

konvention wurde Inklusion auch gesellschaftspolitisch 

zur Norm. Die Etablierung der Inklusion stellt seitdem 

neue Anforderungen an die Betreuung aller Kinder in den 

Kindertagesstätten und in der Kindertagespflege, denn 

alle Kinder haben einen Anspruch auf gemeinsames Ler-

nen und Spielen, die Türen der Bildungsinstitutionen sol-

len allen offenstehen. 

Die Verabschiedung des Inklusionsstärkungsgesetzes und 

des Bundesteilhabegesetzes werden diese Entwicklungen 

noch beschleunigen und die Landschaft der Kindertages-

betreuung verändern. Kinder mit Behinderung, die häu-

fig auch von chronischen Erkrankungen betroffen sind, 

werden zunehmend in Kindertageseinrichtungen und der 

Kindertagespflege aufgenommen, auch dort, wo bisher 

keine Erfahrungen in der inklusiven Betreuung vorliegen. 

So sind Kinder mit Behinderungen in diesen Einrichtun-

gen zwar keine Ausnahmeerscheinung mehr, doch häufig 

bestehen Unsicherheiten bei der Betreuung, insbesondere 

wenn es um die medizinische Versorgung chronisch kran-

ker Kinder geht.

Fachkräfte, die sich mit „fachfremden“ Anforderungen 

und Verantwortungen konfrontiert sehen, haben häu-

fig Sorge, bei dieser Versorgungsaufgabe Fehler zu ma-

chen und fürchten daher auch haftungsrechtliche Konse-

quenzen. Die alltägliche Versorgung mit Medikamenten 

braucht Verlässlichkeit, Genauigkeit und Sicherheit beim 

Handeln, denn Kinder mit Behinderung und/oder chro-

nischer Erkrankung sind zum Teil auf die Einnahme von 

Medikamenten angewiesen. Ihr Wohlbefinden und ihre 

körperliche Verfassung hängen von deren regelmäßiger 

Einnahme ab.

Bei aller Unsicherheit sind sich jedoch die meisten Träger 

und Fachkräfte einig darin, dass Erkrankungen von Kin-

dern nicht dazu führen dürfen, Kinder vom Besuch der 

Kindertageseinrichtung auszuschließen. Gleiches gilt auch 

für die Tagespflegepersonen. Diese Orientierungshilfe soll 

Ihnen aufzeigen, welche Möglichkeiten der Versorgung 

auch chronisch kranker Kinder im Alltag der Einrichtung 

es gibt. Sie soll Ihnen helfen, eine verlässliche Struktur zu 

implementieren, die Ihnen Sicherheit und Verlässlichkeit 

bietet und auf die Grenzen der Versorgung hinweist.  

Bitte beachten Sie, dass die Abstimmung mit dem medi-

zinischen Fachpersonal, ob durch Anleitung oder konkre-

te Dosierungsanweisung, bei jeder Medikamentengabe 

notwendig ist. Diese Broschüre wurde in der jetzigen 2. 

Auflage ergänzt durch einige Themen der allgemeinen 
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Birgit Westers	

LWL-Landesjugendamt 

Westfalen-Lippe

Lorenz Bahr

LVR-Landesjugendamt 

Rheinland

gesundheitlichen Vorsorge wie die Fiebermessung oder 

das Infektionsschutzgesetz. Diese Fragen wurden von uns 

berücksichtigt, da auch sie im pädagogischen Alltag eine 

hohe Relevanz besitzen. 

Unser Ziel ist es, diese Broschüre ständig weiterzuentwi-

ckeln und an die aktuellen Entwicklungen anzupassen, 

damit sie Ihnen dauerhaft eine Unterstützung und Hilfe-

stellung bietet.

Weiterführende Fragen werden Ihnen die Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der beiden Landesjugendämter ger-

ne beantworten.
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1.	 Medikamentengabe in der Kindertagesbetreuung

Die folgenden Ausführungen behandeln den Umgang mit 

medizinisch notwendigen Medikamenten in Kindertages-

einrichtungen und sollen sowohl für Träger, als auch für 

pädagogische Fachkräfte und Fachberatungen eine Orien-

tierungshilfe darstellen.

Diese Orientierungshilfe gibt grundsätzlich auch für die 

Betreuung in der Kindertagespflege wichtige Hinweise. 

Hierbei sind allerdings die Besonderheiten im Angestell-

tenverhältnis, beziehungsweise in selbstständiger Tätig-

keit und die individuellen Regelungen im Vertretungsfall 

zu berücksichtigen.

So wird in den meisten Fällen die Kindertagespflegeper-

son eine eigenständige Entscheidung darüber treffen 

können, ob sie sich zur Medikamentengabe bereit erklärt. 

Im Rahmen der Vermittlung kann hier frühzeitig Klarheit 

geschaffen werden. Besteht ein Anstellungsverhältnis, 

sollte der Anstellungsträger dafür Sorge tragen, dass ein-

heitliche Regelungen zur Medikamentengabe vereinbart 

werden. Hierbei hat er die Entscheidungsbefugnis der Ta-

gespflegepersonen zu achten.

Die Entscheidung aller Träger, die Betreuung chronischer kranker Kinder mit medizinischem Versorgungsbedarf in 

Kindertagesstätten und in der Kindertagespflege zu übernehmen, ist absolut wünschenswert und im Sinne der 

Inklusion.

Die Medikamentenversorgung in Kindertageseinrichtun-

gen und in der Kindertagespflege gewinnt zunehmend 

an Bedeutung. Im Zuge der Weiterentwicklung der in-

klusiven Betreuung gehört die Medikamentengabe zum 

Alltagsgeschäft. Viele Kinder mit Behinderungen oder 

Erkrankungen können nur durch regelmäßige Einnahme 

von Medikamenten ein beschwerdefreies beziehungswei-

se symptomfreies Leben führen. Einige Kinder können nur 

durch regelmäßige Einnahme von Medikamenten überle-

ben. 

Nachvollziehbar ist, dass insbesondere die Furcht der päd-

agogischen Kräfte vor haftungsrechtlichen Konsequenzen 

dazu führt, dass diese und auch Kindertagespflegeper-

sonen die Verabreichung von Medikamenten an Kinder 

kritisch einschätzen oder gar ablehnen. Für pädagogische 

Kräfte ist die Medikamentengabe an Kinder ein Thema, 

welches viele Fragen aufwirft:

•	 Können Eltern verlangen, dass ihrem Kind in Kinder-

tageseinrichtungen oder in der Kindertagespflege 

Medikamente verabreicht werden?

•	 Wie ist das Ausmaß der Verantwortung für die päda-

gogischen Fachkräfte?

•	 Welche Grenzen müssen pädagogische Fachkräfte 

deutlich machen?

•	 Wie ist die haftungsrechtliche Absicherung?

•	 Wie ist die pädagogische Verantwortung bei der Medi-

kamentengabe?

1.	 Medikamentengabe in der Kindertagesbetreuung
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2.	 Rechtliche Ausgangslage 

2.	 Rechtliche Ausgangslage 

Durch die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertages-

einrichtung entsteht ein Rechtsverhältnis zwischen dem 

Träger der Einrichtung und den Eltern bzw. den Personen-

sorgeberechtigten1 des Kindes, das auch als Betreuungs-

verhältnis bezeichnet wird. Es findet seine Grundlage im 

Betreuungsvertrag bzw. im Aufnahmevertrag. Ein Teil der 

elterlichen Sorge wird mit der Aufnahme des Kindes in die 

Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege auf die 

Betreuungsinstitution übertragen.2 Dieser Betreuungsver-

trag enthält bestimmte Rechte und Pflichten, an die sich 

Eltern und Träger halten müssen. 

Die Grundsätze der Förderung von Kindern in Kinder-

tageseinrichtungen und in Kindertagespflegestellen im 

Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII) besagen: „Der Förder-

auftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des 

Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, kör-

perliche und geistige Entwicklung des Kindes.“3 

1	 Im weiteren Text wird der Begriff Eltern verwendet, die Aus-

führungen gelten für alle Personensorgeberechtigten.

2	 §§ 1626 und 1631 BGB beschreiben die Rechte und Pflichten 

der elterlichen Sorge

3	 § 22 Abs. 3 SGB VIII

Laut eines Rechtsgutachtens vom Deutschen Institut für 

Jugendhilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF)4 begründet 

sich aus diesem grundsätzlichen Versorgungsauftrag von 

Kindertageseinrichtungen auch die Verabreichung von 

Medikamenten, um den Fördergrundsätzen nach §§ 22 

und 22a Abs. 4 gerecht zu werden. Denn der Träger einer 

Kindertageseinrichtung hat dafür zu sorgen, dass auch 

eine gesundheitliche Versorgung der anvertrauten Kinder 

stattfindet.

Eine spezifische gesetzliche Regelung zur Medikamenten-

gabe in Kindertageseinrichtungen für Kinder und in der 

Kindertagespflege ist nicht vorhanden.

Welche verbindlichen Vorgaben für den Umgang mit Me-

dikamenten in einer Kindertageseinrichtung gelten, liegt 

im Verantwortungsbereich des Trägers. Dieser entscheidet 

über die grundsätzliche Verabreichung von Medikamen-

ten während des Aufenthaltes der Kinder in der Einrich-

tung und legt Vorgaben zur Umsetzung fest. 

4	 Das Jugendamt, Heft 05/0213, S. 249ff.

Fazit:
•	 Der Versorgungsauftrag umfasst grundsätzlich auch die Medikamentengabe.

•	 �Der zuständige Träger ist für die Ausgestaltung der gesundheitlichen Versorgung in den Einrichtungen  

verantwortlich.

•	 Eine spezifische gesetzliche Regelung ist nicht vorhanden.

•	 Die Medikamentengabe in den Einrichtungen bedarf einer vertraglichen Regelung.
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3.	 Fallgestaltungen für eine Medikamentengabe in der Kindertagesbetreuung 

3.	 Fallgestaltungen für eine Medikamentengabe in der Kindertagesbetreuung 

Es wird selbstverständlich vorausgesetzt, dass das Kind 

nicht akut erkrankt ist, sondern in der Lage ist, die Ein-

richtung zu besuchen. Hat jedoch das Kind Fieber (siehe 

5.2.) oder einen ansteckenden Infekt (siehe 5.3.), kann die 

Einrichtung den Besuch zum Schutze aller Kinder, die die 

Kindertageseinrichtung besuchen, ablehnen.

Allerdings stellt eine leichte Erkältung des Kindes (Husten, 

Schnupfen) keinen Grund dar, die Betreuung in der Kin-

dertageseinrichtung abzulehnen.5 Die Verabreichung von 

Medikamenten sollte bei einer leichten Erkältung in Form 

der Verabreichung eines Hustensafts oder dem Auftragen 

einer Wundschutzcreme beim Wickeln in den Tagesablauf 

der Kindertageseinrichtung integrierbar sein.6

Da alle Kindertageseinrichtungen mit akuten Erkrankun-

gen und der Medikamentengabe nach vorübergehenden 

Erkrankungen konfrontiert sein können, ist es wichtig, 

dass Träger standardisierte Verfahren und Regelungen für 

die Medikamentengabe entwickeln.

5	  vgl. Kita aktuell NW Nr. 11/97, S. 239

6	  vgl. Das Jugendamt, Heft 05/2013, S. 249f.

Fazit:
•	 Akut erkrankte Kinder sollten die Einrichtung vorübergehend nicht besuchen.

•	 �Eine vorübergehende Medikation bei Erkrankung kann nach Verordnung erfolgen, soweit sie nicht vor oder  

nach dem Besuch der Kindertageseinrichtung durch die Erziehungsberechtigten verabreicht werden können.

•	 Ein standardisiertes Verfahren zur Medikamentengabe ist sinnvoll.

3.1	� Das Kind benötigt nach einer 

vorübergehenden Erkrankung weiterhin 

Medikamente 

Es kommt immer häufiger vor, dass Kinder, die nach ei-

ner Infektion noch eine weitere Zeit Antibiotika einneh-

men müssen, die Einrichtung mit schriftlicher Zustimmung 

durch die behandelnde Ärztin/den behandelnden Arzt 

wieder besuchen können, sobald die Infektionszeit und 

die akute Krankheit des Kindes beendet ist. Eine solche 

Verabreichung von Medikamenten sollte grundsätzlich in 

der Einrichtung möglich sein, damit die Kinder nicht zu 

lange vom Besuch der Einrichtung ausgeschlossen wer-

den. Voraussetzung dafür sollte jedoch sein, dass die Ein-

nahme der Medikamente nicht auch vor oder nach dem 

Besuch der Einrichtung durch die Erziehungsberechtigten 

erfolgen kann.

Ein vertrauensvoller Austausch zwischen Eltern, durch die 

behandelnde Ärztin/den behandelnden Arzt und der Ein-

richtung ist zum Wohl der Kinder unabdingbar.
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3.	 Fallgestaltungen für eine Medikamentengabe in der Kindertagesbetreuung 

3.2	� Das Kind benötigt aufgrund einer chronischen 

Erkrankung dauerhaft notwendige 

Medikamente

Auch für Kinder mit einer chronischen Erkrankung oder 

einer Behinderung gilt der Rechtsanspruch7 auf Förderung 

in Kindertageseinrichtungen. Damit alle Kinder im Sinne 

einer inklusiven Betreuung gemeinsam gefördert werden 

können, ist die Medikamentengabe an Kinder mit einer 

chronischen Erkrankung oder Behinderung eine Voraus-

setzung.

Beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe liegt die Ge-

samt- und Planungsverantwortung.8 Dies bedeutet, dass 

7	 § 24 in V. m. § 22a SGB VIII

8	 § 79 Abs. 1 SGB VIII

es letztlich im Verantwortungsbereich des Trägers der öf-

fentlichen Jugendhilfe liegt, dafür Sorge zu tragen, dass 

auch Kinder mit einem besonderen Behandlungsbedarf 

die Möglichkeit erhalten, in Kindertageseinrichtungen 

oder Kindertagespflege gefördert zu werden.9 Der Träger 

hat dem Kind einen Platz in einer Kindertageseinrichtung 

zu verschaffen, in der es entsprechend den Vorgaben 

des § 22 Abs. 1 SGB VIII gefördert wird. Der öffentliche 

Jugendhilfeträger ist daher verpflichtet, Möglichkeiten 

zu eröffnen, die die Betreuung der Kinder, inklusive der 

Versorgung mit den benötigten Medikamenten, ermögli-

chen.10 Die Leistung muss vom Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe nicht selbst erbracht werden, der Anspruch des 

Kindes muss jedoch sichergestellt werden. 

9	 § 85 Abs. 1 i.V.m „§ 2 Abs. 2 Nr.3, § 3 Abs. 2 S. 2 SGB VIII

10	Nach: Das Jugendamt, Heft 05/2013, S.250
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3.	 Fallgestaltungen für eine Medikamentengabe in der Kindertagesbetreuung 

Freie Träger sind grundsätzlich nicht verpflichtet, Kinder 

mit einer chronischen Erkrankung aufzunehmen. Es liegt 

im Ermessen des Trägers einer Einrichtung, ob dieser der 

Verabreichung von Medikamenten durch die pädagogi-

sche Fachkraft grundsätzlich zustimmt.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang das im § 7 

Kinderbildungsgesetz (KiBiZ) enthaltende Diskriminie-

rungsgebot. Dieses sieht vor, dass einem Kind wegen 

einer Behinderung beziehungsweise einer chronischen 

Erkrankung die Aufnahme in eine öffentliche geförder-

te Kindertageseinrichtung nicht verweigert werden darf. 

Aus diesem Grund kann der freie Träger die Aufnahme 

nur verweigern, wenn sie aus zwingenden Gründen nicht 

möglich ist und das Kind nicht adäquat versorgt werden 

kann;

„Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe muss daher, um 

seiner Verantwortung gerecht zu werden, versuchen, Trä-

ger zu finden, die zur Aufnahme chronisch kranker Kinder 

bereit sind. Dies wird ihm gelingen, wenn er Ängste im 

Zusammenhang mit der Behandlung solcher Kinder durch 

Aufklärung und Weiterbildung abbaut und für sichere 

Rahmenbedingungen in den Kindertageseinrichtungen 

sorgt.“11 

Bei chronisch kranken Kindern soll eine zusätzlich zum 

Betreuungsvertrag abgeschlossene Vereinbarung, die 

eine genaue Beschreibung der Vorgehensweisen und Ver-

antwortungen beinhaltet, die pädagogischen Fachkräfte 

absichern. (Siehe Anlage 2) Eine zusätzliche Aufnahme 

dieser Aufgabe in den Arbeitsvertrag bindet die pädago-

gischen Fachkräfte dann an diese Verpflichtung. Neben 

der erforderlichen schriftlichen Anweisung durch die be-

handelnde Ärztin/den behandelnden Arzt zur Medikation 

müssen also auch Vertretungsregelungen getroffen sein, 

die die dauerhafte medikamentöse Versorgung der Kin-

der sicherstellen.

11	 Das Jugendamt, Heft 05/2013, S.251

Fazit: 
•	 �Der öffentliche Jugendhilfeträger sorgt für die Voraussetzung, dass Kinder mit chronischen Erkrankungen oder  

Behinderung in eine Kindertagesstätte/Kindertagespflege gehen können.

•	 Alle Kinder haben einen Rechtsanspruch auf Förderung in der Kindertagesstätte/Kindertagespflege.

•	 Einrichtungen in freier Trägerschaft entscheiden nach sorgfältiger Prüfung, ob eine Versorgung ermöglicht wird.

•	 Eine zusätzliche Vereinbarung zwischen Trägern und Eltern ist unbedingt erforderlich.
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4.	 Hinweise für die praktische Arbeit

4.	 Hinweise für die praktische Arbeit

Tatbestand der rechtswidrigen Körperverletzung vor.

Die Medikamentengabe erfordert eine entspre-

chende Verordnung eines Arztes/einer Ärztin!

•	 Das Medikament, das von der behandelnden Ärztin/

dem behandelnden Arzt für medizinisch notwendig 

erachtet wird  ,sollte dem Kind in der Kindertagesein-

richtung nach dessen Anweisung verabreicht werden.14 

 Die Einrichtung sollte auf Beratung oder Auskunft 

durch die behandelnde Ärztin/den behandelnden Arzt 

bestehen. Klarheit bringt zum Beispiel eine Kopie des 

Rezeptes und eine Dosierungsanleitung der behan-

delnden Ärztin/des behandelnden Arztes. Bei der 

Medikamentengabe gibt es keine Begrenzung des Per-

sonenkreises; auch Säuglinge, die auf ein Medikament 

angewiesen sind, können versorgt werden.

•	 Tauschen Sie Informationen mit anderen Stellen zum 

Beispiel Ärztin/Arzt, SPZ, Therapeuten/innen usw. nur 

mit einer schriftlichen Erklärung zur Entbindung der 

Schweigepflicht durch die Eltern aus.

Der Medikamentenschrank muss für Kinder  

unzugänglich sein und unter Verschluss stehen!

•	 Der Standort muss geeignet sein und zwar im Sinne 

der Praktikabilität, wie auch Eignung für die Verwah-

rung von den Medikamenten, die zumeist unter be-

stimmten Temperaturen gelagert werden müssen. Zu-

dem ist auf jedem Medikament der Name des Kindes 

zu verzeichnen, um Verwechslungen auszuschließen.

14	Siehe Anlage 4

4.1	� Was ist bei Medikamentengabe generell zu 

beachten?

Die Medikamentengabe sollte im Betreuungsver-

trag festgeschrieben werden!

•	 Dabei entscheidet der Träger, welche Regelungen 

getroffen werden. Durch die Aufnahme eines Kindes 

in eine Kindertageseinrichtung entsteht ein Rechtsver-

hältnis zwischen dem Träger der Einrichtung und den 

Eltern des Kindes (Aufnahmevertrag/Betreuungsver-

trag), welches auch als Betreuungsverhältnis bezeich-

net wird. Ein Teil der elterlichen Sorge wird mit der 

Aufnahme des Kindes in die Kindertageseinrichtung 

oder Kindertagespflege auf die Betreuungsinstitution 

übertragen. 

•	 Dieser Betreuungsvertrag enthält bestimmte Rechte 

und Pflichten, an die sich Eltern und Träger halten 

müssen. Nur wenn der Träger in diesen Vertrag die 

Regelungen zur Medikamentengabe aufnimmt, 

können Eltern auch verlangen, dass dem Kind die für 

sein Wohlergehen notwendigen Medikamente in der 

Einrichtung verabreicht werden. Dies gilt insbesondere 

bei chronisch erkrankten Kindern.

•	 Bei Kindern, die dauerhaft Medikamente benötigen, 

sollte eine Vereinbarung zur Medikamentengabe ab-

geschlossen werden.12 

Jede Medikamentengabe erfordert das 

Einverständnis der Personensorgeberechtigten  

bzw. Erziehungsberechtigten!

•	 Die Einwilligung der Eltern des Kindes muss vorlie-

gen.13 Ohne Einwilligung darf kein Medikament verab-

reicht werden! Wenn ein Kind gegen die Entscheidung 

der Eltern Medikamente erhält, liegt grundsätzlich der 

12	Siehe Anlage 2

13	Siehe Anlage 3a und 3b
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4.	 Hinweise für die praktische Arbeit

4.2	 Haftungsrechtliche Auswirkungen 

Das Rundschreiben der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-

sicherung (DGUV)15 gibt wichtige Hinweise zur Rechtsauf-

fassung der DGUV zum Versicherungsschutz des pädago-

gischen Personals bei Medikamentengabe an Kinder und 

eventuell auftretenden Gesundheitsschäden.

So wird eine Komplikation, die beispielsweise durch fal-

sche Dosierung hervorgerufen wird, als Arbeitsunfall ein-

geschätzt, eine Unterlassung der Medikamentengabe und 

die damit verbundenen Komplikationen allerdings nicht, 

dabei kann es sich um unterlassene Hilfeleistung handeln.

„Auch bei korrekter Medikamentengabe kann ein Ge-

sundheitsschaden verursacht werden, z.B. durch eine 

Wechselwirkung mit anderen Medikamenten oder durch 

eine allergische Reaktion auf das verabreichte Medika-

ment. In diesen Fällen handelt es sich in der Regel eben-

falls um einen Unfall, der durch die gesetzliche Unfallver-

sicherung abgedeckt ist.“16 

4.3	� Rechtliche Sicherheit für das pädagogische  

Personal

Es ist erforderlich, dass – ähnlich wie die Führung eines 

Erste-Hilfe-Protokolls – eine präzise Dokumentation über 

die Medikamentengabe geführt wird. So sollten Datum, 

Uhrzeit, 

15	vom 15.06.2010 (siehe Anlage 7)

16	DGUV Informationen 202-092, Seite 7

Name des Kindes, Bezeichnung des Medikamentes, Do-

sierung und Name der verantwortlichen Fachkraft sorg-

fältig aufgezeichnet werden.17 Zwischen Träger bzw. 

Leitungskraft und den pädagogischen Fachkräften sollte 

festgelegt werden, wer die Versorgung chronisch kran-

ker Kinder in der Kita übernimmt. Wichtig ist, dass klare 

Verantwortungsbereiche bestehen und möglichst immer 

dieselbe Person (und Vertretung) dem jeweiligen Kind das 

Medikament verabreicht. Eine Beobachtung des jeweili-

gen Kindes durch die verantwortliche Fachkraft ist erfor-

derlich; auch wichtige Ereignisse im Tagesgeschehen und 

beobachtbare Wirkungen, auch Nebenwirkungen, sind 

zu protokollieren und den Eltern unbedingt mitzuteilen. 

Diese Dokumentation bietet allen Beteiligten rechtliche 

Sicherheit und sollte gemäß den gesetzlichen Aufbewah-

rungsfristen nach Entlassung des Kindes aufbewahrt wer-

den.  

In der Anlage 3 a und 3 b befindet sich die Einverständ-

niserklärung der Eltern zu den Verordnungen der behan-

delnden Ärztin/des behandelnden Arztes. Diese Vorlage 

dient der rechtlichen Sicherheit der pädagogischen Fach-

kräfte der Kindertagesstätte und sollte bei jeder Verord-

nung (auch bei Veränderungen) durch die Eltern bestätigt 

werden. 

Die Anlage 4 enthält die notwendige Entbindung der 

Schweigepflicht, damit ein angemessener Austausch zwi-

schen den Ärzten und der Kindertagesstätte zu der Dia-

gnose und dem Entwicklungsstand des Kindes erfolgen 

kann.  

17	 Siehe Anlage 5
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4.4	 Grenzen der  

	 Medikamentenverabreichungen

Generell

Jegliche Medikamenteneinnahme, die im Elternhaus statt-

finden kann, also vor oder nach dem Besuch der Kinderta-

geseinrichtung, sollte auch dort erfolgen.

Auch die prophylaktische Gabe von Vitamin D oder Fluo-

rid kann nicht den pädagogischen Fachkräften in Kinder-

tageseinrichtungen als Aufgabe übertragen werden. Die 

Verantwortung für die Prophylaxe liegt eindeutig im El-

ternhaus. Die Grenzen der Medikamentenverabreichung 

liegen auch dort, wo beträchtliche medizinische Kenntnis-

se und/oder Fertigkeiten erforderlich sind, über die eine 

pädagogische Fachkraft nicht verfügt. In solchen Fällen ist 

die Medikamentengabe medizinischem Fachpersonal zu 

übertragen, insbesondere auch bei parenteraler Versor-

gung wie Injektionen, Pflege von Kathetern, Sonden und 

so weiter. 

Insulinpflichtiger Diabetes Mellitus

In Deutschland war in den letzten 20  Jah-

ren ein relativer Anstieg der Neuerkrankungsra-

te des Typ-1-Diabetes im Kindes- und Jugendal-

ter von jährlich etwa 3,5–4,5% zu beobachten.18 

So waren im Jahr 2010 schätzungsweise 162 von 100.000 

Kindern unter 14 Jahren und 328 von 100.000 zwischen 

15 und 19 Jahren in NRW an Typ-1-Diabetes erkrankt.19 

 Die notwendige Versorgung dieser Kinder in Kindertages-

einrichtungen stellt das pädagogische Personal vor eine 

besondere Herausforderung, welche durch entsprechende 

Maßnahmen aufgefangen werden kann.

Erste Maßnahmen für mehr Sicherheit

Eine schriftliche Vereinbarung, in der die verschiedenen 

Absprachen zur Versorgung (regelmäßige Blutzuckerkon-

trolle, Ernährung o.ä.) des Kindes in der Einrichtung gere-

gelt werden bietet Sicherheit für Eltern wie für das Perso-

nal und sollte daher direkt bei der Aufnahme des Kindes 

abgeschlossen werden. Auch die ständige telefonische 

Erreichbarkeit der 

18	Der Diabetologe; Mai 2010, Vol. 6, S. 177-189, Häufigkeit des 

Diabetes Mellitus im Kindes- und Jugendalter in Deutschland;  

J. Rosenbauer, A. Stahl

19	Deutscher Gesundheitsbericht, Diabetes 2017, Die Bestands-

aufnahme; Hrsg. Deutsche Diabetes Gesellschaft; S. 16
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Eltern während der Betreuung des Kindes in der Kita ge-

währleistet eine schnelle Reaktion in Krisensituationen 

und sollte daher Teil der Vereinbarung sein. Außerdem 

ist eine besondere und individuelle Unterweisung bzw. 

Schulung zur Versorgung und zu den Auffälligkeiten bei 

Kindern mit Diabetes durch eine ausgebildete Fachkraft 

erforderlich um einen ausreichenden Schutz der Kinder zu 

gewährleisten.

Die Aufnahme eines Kindes mit Diabetes Mellitus in eine 

Kindertagesstätte ist unter Beachtung einiger Bedingun-

gen daher gut möglich. Das pädagogische Personal kann 

durch genaue Beobachtung des Verhaltens und der Ernäh-

rung des Kindes mit Diabetes Sicherheit in der Betreuung 

bieten, denn so können Veränderungen bei den Blutzu-

ckerwerten direkt erkannt und so zeitnah gehandelt wer-

den.

Neben der Beobachtung ist eine regelmäßige und um-

fassende Dokumentation aller Maßnahmen unerlässlich.  

Ebenso ist die Klärung der Aufgabenverteilung im Team 

und eine Vertretungsregelung notwendig.

Blutzuckermessung 

In diesem Rahmen kann es notwendig sein, in gewissen In-

tervallen die Höhe des aktuellen Blutzuckerwertes zu mes-

sen um festzustellen, ob eine Über- oder Unterzuckerung 

vorliegt. Dieses Verfahren kann20 grundsätzlich von jedem 

Erwachsenen ohne medizinische Kenntnisse oder Fertig-

keiten durchgeführt werden und birgt keine nennenswer-

ten Infektions- oder Verletzungsgefahren. 

Es ist möglich, dass das betreuende pädagogische Personal 

nach Einweisung und Delegation durch die behandelnde 

Ärztin/den behandelnden Arzt und nach Beachtung der 

hygienischen Handhabung und Dokumentation, eine 

Blutzuckermessung selbstständig durchzuführt.

20	BSG Urteil vom 22. April 2015; AZ B 3 KR 16/14 R

Insulininjektion

Im besonderen Fall der Injektion von Insulin hat das Bun-

dessozialgericht entschieden, dass hierfür erhebliche me-

dizinische Kenntnisse erforderlich sind21. Hierüber verfügt 

nach Auffassung des Bundessozialgerichtes regelmäßig 

nur medizinisches Fachpersonal. Das Personal einer Kin-

dertagesstätte sollte daher eine Insulingabe mit einer 

Spritze (z. B. Pen) oder durch eine Insulinpumpe nur dann 

vornehmen, wenn es entsprechend medizinisch-fachlich 

geschult ist. 

Dabei ist eine engmaschige Abstimmung mit den Eltern 

notwendig und die Zusammenarbeit mit anderen medi-

zinischen Versorgungsmöglichkeiten vor Ort empfehlens-

wert. 

Bei allem gilt:

Im Falle einer schweren diabetischen Entgleisung (zu ho-

her oder zu niedriger Blutzuckerwert) ist unmittelbar der 

notärztliche Dienst einzuschalten (siehe auch: Notfallmaß-

nahmen, Kapitel 5.1).

21	ebenda

Fazit:
Kinder mit Diabetes Mellitus, die einen Bedarf an 

regelmäßigen Insulininjektionen haben, können unge-

hindert in eine Kindertageseinrichtung aufgenommen 

werden, wenn folgende Grundsätze beachtet werden:

•	 �Vereinbarung der Kita mit den Eltern über die Ver-

sorgung des Kindes (u.a. Blutzuckerkontrolle und 

Ernährung, ggf. Insulingabe)

•	 �Regelmäßige und umfassende Dokumentation aller 

Maßnahmen

•	 Telefonische Erreichbarkeit der Eltern sicherstellen

•	 �Delegation von Injektionen ausschließlich an Mitar-

beitende, wenn diese eingewiesen sind 

•	 �Klärung der Aufgabenverteilung in der Kita insbe-

sondere bei Vertretung

•	 �Notfallmaßnahmen im Falle einer schweren diabe­

tischen Entgleisung ergreifen 
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5.	 Allgemeine Hinweise bei Erkrankungen,  
Notfällen und anderen gesundheitlich relevanten Themen

5.2	� Empfehlungen zum Fiebermessen in der 

Kindertagesstätte

Immer wieder kommt es vor, dass ein Kind in der Kinder-

tageseinrichtung oder Kindertagespflege den Anschein 

erweckt, erhöhte Temperatur oder gar Fieber zu haben. 

Es stellt sich die Frage, ob pädagogische Fachkräfte oder 

Tagespflegepersonen in einem solchen Fall befugt sind, 

die Körpertemperatur des Kindes zu messen.

Grundsätzlich liegt die Personensorge bei den Eltern.24 

Sie „umfasst insbesondere die Pflicht und das Recht, das 

Kind zu pflegen, zu erziehen, zu beaufsichtigen und sei-

nen Aufenthalt zu bestimmen.“25 Da das Fiebermessen zu 

den pflegerischen Anteilen der Personensorge zählt, lie-

gen die Rechte und Pflichten bei den Eltern. Eltern, die ihr 

Kind in die Betreuung durch eine Kindertageseinrichtung 

oder Kindertagespflegeperson geben, übertragen damit 

ihre elterlichen Aufgaben teilweise und zeitweise. Arzt-

besuche mit dem Kind beispielsweise obliegen weiterhin 

den Eltern. 

 

Die Kindertagesbetreuung allerdings hat konkrete Aufga-

ben, die über das KiBiz geregelt sind (vgl. KiBiz § 3 Abs. 

1). Pflegerische Aufgaben im medizinischen Sinne werden 

hier zwar nicht explizit erwähnt, allerdings ist klar, dass 

eine pädagogische Fachkraft oder Kindertagespflegeper-

son Krankheitsanzeichen bei einem Kind ernstnehmen 

und in der Folge verantwortungsvoll handeln muss. Zu 

diesen Handlungen zählt das Fiebermessen.

24	 Vgl. BGB §1626 Nr. 1

25	 BGB §1631

5.1	 Notfallmaßnahmen

Wie muss das pädagogische Personal in der Situation eines 

Notfalls reagieren, und wo liegen die Handlungsgrenzen? 

Wichtig für Notfälle ist:

•	 Ausreichende Anzahl an Ersthelfern

•	 Erste Hilfe Material (Verbandskästen) zugänglich ge-

lagert, regelmäßig überprüft und ergänzt und mit gut 

sichtbarer Kennzeichnung

•	 Dokumentation (Verbandsbuch) 

•	 Notruf über zugängliches Telefon gewährleisten 

(Notrufliste)22

•	 Erforderliche Aus- und Fortbildung der Mitarbeiten-

den

•	 Pflicht zur Hilfeleistung (Vorschrift §323c StGB)

Grundsätzlich gilt, wer nach bestem Wissen und Gewissen 

handelt und nach seinen Fähigkeiten entsprechend die 

bestmögliche Hilfe leistet, braucht grundsätzlich weder 

mit Schadensersatzansprüchen noch mit strafrechtlichen 

Konsequenzen (zum Beispiel Unterlassene Hilfeleistung) 

zu rechnen.23

Für weitere Informationen zum Thema Notfälle wird an 

die verschiedenen Publikationen und Informationsbro-

schüren der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 

(DGUV) im Internet unter www.dguv.de verwiesen.

22	Siehe Anlage 6

23	Siehe DGUV, Rechtsfragen Erste-Hilfe-Leistung, I-2008/261 

und DGUV Info 202-089, Erste Hilfe in Kindertageseinrichtun-

gen
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Orientierungshilfe zu Fieber26

Temperatur  ° C Bezeichnung Notwendige Reaktion

36,3 – 37,4 Normal Keine

37,5 – 38,0 Erhöhte Temperatur Beobachtung/Info an Eltern

38,1 – 38,5 Leichtes Fieber Abholung durch Eltern

38,6 – 39,0 Mäßiges Fieber Unverzügliche Abholung durch Eltern

39,1 – 39,9 Hohes Fieber Eltern sollten Kinderarzt informieren

40,0 und höher Sehr hohes Fieber Eltern sollten Notarzt informieren

Allerdings stellt sich die Frage, in welcher Weise Fieber ge-

messen werden sollte.  

Das rektale Messen der Körpertemperatur stellt einen 

Eingriff in die Intimsphäre des Kindes dar und sollte ohne 

ausdrückliche, das heißt schriftliche Genehmigung der 

26	 Nach: Thiemes Pflege Lehrbuch, 12. Auflage, Thieme Verlag

Eltern nicht erfolgen. Aus pädagogischer Sicht sind mo-

derne Ohrthermometer (und Stirnthermometer) empfeh-

lenswert. Bei richtiger Handhabung bieten diese Geräte 

zuverlässige Werte und bedeuten für die Kinder einen ge-

ringen Eingriff.
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Eine pädagogische Fachkraft oder Kindertagespflegeper-

son muss ihr Handeln mit den Eltern des Kindes abstim-

men. Sicherlich kann dies auch kurzfristig im Telefonat 

erfolgen, aber es empfiehlt sich eher, das Thema „Gesund-

heitsfürsorge und pflegerisches Handeln“ im Betreuungs-

vertrag zu regeln. Hier sollte das Fiebermessen explizit 

aufgegriffen werden.  (Siehe dazu Anlage 2)

5.3	 Im Krankheitsfall

Bei aktuell auftretenden, ansteckenden Krankheiten – 

wie zum Beispiel Masern oder Scharlach, Bindehautent-

zündungen – sollten ausführliche Informationen über die 

Krankheit, den Krankheitsverlauf, Krankheitszeichen, In-

kubationszeit und Ansteckungswege ausgehängt werden. 

Ergänzend dazu sollten Elternbriefe, eventuell auch in an-

deren Sprachen ausgeteilt werden. Beispiele hierfür sind 

auf der Seite der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-

klärung (BZgA) zu finden.27 Wenn bemerkt wird, dass die 

Eltern in der Kindertagesstätte sehr verunsichert sind, hilft 

auch eine kurzfristig einberufene Infoveranstaltung, bei 

der konkrete Fragen geklärt werden können. Bei akutem 

Kopflausbefall zum Beispiel kann so zeitnah und umfas-

send über notwendige Maßnahmen und Behandlungsplä-

ne informiert werden. 

Die Eltern sollten in der konkreten Situation informiert 

werden, wann ihr Kind die Kindertagesstätte wieder be-

suchen darf und ob ein Attest erforderlich ist. Infoabende 

können mit den Eltern zu verschiedenen Gesundheitsthe-

men wie zum Beispiel im Herbst zu Erkältungskrankheiten 

27	https://www.kindergesundheit-info.de/fuer-fachkraefte/kita/

kranke-kinder-in-der-kita/recht-ifsg-kita/

5.	 Allgemeine Hinweise bei Erkrankungen, 
	 Notfällen und anderen gesundheitlich relevanten Themen
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oder im Winter zu häufig auftretenden Magen-Darm-Er-

krankungen veranstaltet werden. Hier können die grund-

sätzlichen Regelungen im Krankheitsfall eines Kindes 

genau erläutert werden. Auch Themen wie Impfen oder 

Hygienemaßnahmen können diese Veranstaltungen er-

gänzen.28 

Hinweis: Bei bestimmten Erkrankungen des Kindes sind 

die Leitungskräfte der Kindertageseinrichtungen ver-

pflichtet, Meldungen an das Gesundheitsamt zu machen! 

Weitere Informationen dazu sind auf den Internetseiten 

des Robert Koch-Institutes (www.rki.de) und der Bundes-

zentrale für gesundheitliche Aufklärung (www.bzga.de) 

zu finden.

5.4	 Infektionsschutzgesetz

Die überarbeitete und aktuelle Version des Infektions-

schutzgesetzes (IfSG) von 2015 ist von großer Bedeutung 

für Kindertagesstätten (gilt nicht für Kindertagespflege) 

geworden.

Personensorgeberechtigte haben einen schriftlichen 

Nachweis zur ärztlichen Beratung zum Impfschutz ihres 

Kindes vor der Erstaufnahme in eine Kindertagesstätte 

vorzulegen.29 Die behandelnde Kinderärztin/der behan-

delnde Kinderarzt oder das zuständige Gesundheitsamt 

berät zum Impfschutz gemäß der aktuellen Impfschut-

zempfehlungen der Ständigen Impfkommission30. Der 

Nachweis über die erfolgte Beratung kann durch Vorlage 

des Gelben Heftes der U-Untersuchung erfolgen. Wenn 

kein schriftlicher Nachweis zur Beratung bei dem Erstauf-

nahmegespräch vorliegt (oder ggfs. vollständiger Impf-

ausweis), ist die Leitung jedoch verpflichtet, das zustän-

28	Quelle: Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

(BZgA)

29	§ 34. Abs. 10, IfSG

30	§20 Abs. 1, IfSG

dige Gesundheitsamt zu informieren. In diesem Fall ist die 

Übermittlung personenbezogener Daten zulässig. 

Der Gesetzgeber sieht in diesen Nachweis- und Melde-

pflichten eine zulässige Grundrechtsbeschränkung, die 

zum Zwecke des Infektionsschutzes auch Datenschutz 

konform ist.

„Die geforderte Übermittlung der personenbezogenen Da-

ten ist datenschutzrechtlich unproblematisch, da diese ge-

setzlich gefordert wird und […] anlassbezogen erfolgt“.31 

Festzustellen ist, dass eine Impfpflicht in Deutschland nicht 

besteht. Eine medizinische Beratung zum Impfschutz muss 

jedoch seitens der Eltern bescheinigt werden. Eine fehlende 

Impfung ist jedoch kein Grund, eine Aufnahme in eine Kin-

dertageseinrichtung abzulehnen. Diese Regelung betrifft 

nicht die Aufnahme in eine Kindertagespflege (hier gilt der  

§ 34 Abs. 10a IfSG nicht).

5.5	 Sonnenschutz

Ein in der Kindertagesbetreuung häufig auftretendes The-

ma ist der Sonnenschutz. Von Belang für die Betreuung 

in den Kindertagesstätten und Kindertagespflege ist die 

Verantwortung der Eltern und die Pflichten der Kita. Fest 

steht, dass die Haut von Säuglingen und kleinen Kindern 

bei direkter Sonneneinstrahlung besonders empfindlich 

ist. Gleichzeitig ist das Spiel im Freien für die kindliche 

Entwicklung wichtig. 

Grundsätzliche Empfehlungen

•	 Kinder im Vorschulalter sollten bei sommerlichen 

Bedingungen nur geschützt und zeitlich begrenzt der 

Sonne ausgesetzt sein. 

•	 Aktiver Sonnenschutz beginnt bei schattigen Plätzen. 

Viele Kitas haben z. B. große Sonnensegel, um das 

31	Volker Abdel Fattah in „Kita Aktuell“, Ausgabe 1.2018;  

Hrsg. Carl Link Verlag
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Spiel im Freien zu ermöglichen. Attraktive Spielange-

bote sollten vor allem im Schatten zu finden sein.

•	 Sonnenschutz – gerechte Kleidung spielt im Sommer 

ebenfalls eine Rolle. Die Kleidung sollte nicht zu son-

nenlichtdurchlässig und nicht zu knapp sein.32

•	 Sonnenhüte und Schirmmützen sind im Sommer unbe-

dingt notwendig. Diese dienen dem Schutz des Kopfes 

und den Augen.

•	 Beim Hinausgehen mit den Kindern von 11 Uhr bis 15 

Uhr ist besondere Achtsamkeit geboten. 

Empfehlungen zum Umgang mit Sonnenschutzmit-

teln

Der Einsatz von Sonnenschutzmitteln ist im Sommer un-

erlässlich und gehört zur pädagogischen Sorgepflicht. 

Zum Schutz der Kinder sollte gemeinsam mit den Eltern 

entsprechend der Regelung Medikamentengabe, Wund-

schutzcremes standardmäßig eine Vereinbarung zum The-

ma Sonnenschutz getroffen werden. Diese könnte sich an 

folgenden Vorschlägen orientieren:

•	 Sorgepflicht der Eltern: An sommerlichen Tagen kom-

men die Kinder bereits mit ausreichend Sonnenschutz-

32	Hinweise auf dem Merkblatt der Bundeszentrale für gesund-

heitliche Aufklärung unter www.kindergesundheit-info.de.

mittel eingecremt in die Kita.

•	 Nicht bedeckte Körperteile wie Hände und Gesicht 

müssen an sonnigen Tagen immer eingecremt werden. 

Auch Ohren, Fußrücken und Nacken dürfen hierbei 

nicht vergessen werden.

•	 Jedes Kind sollte eine eigene Sonnencreme (mit was-

serfestem Stift beschriftet) in seinem persönlichen Be-

reich haben. So ist gewährleistet, dass Kinder, die z. B. 

wegen einer Unverträglichkeit ein besonderes Produkt 

benötigen, nur mit der eigenen Creme eingecremt 

werden.

•	 Die Cremes müssen für die empfindliche Kinderhaut 

geeignet sein. 

•	 Die Creme sollte nach Möglichkeit bereits eine halbe 

Stunde vor dem Spiel im Freien aufgetragen werden.

Wenn Unsicherheiten bestehen, wenden Sie sich 

an die zuständigen Informationsstellen:

•	 Gesundheitsamt

•	 Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 

•	 Die behandelnden Kinderärztinnen und -ärzte

5.	 Allgemeine Hinweise bei Erkrankungen, 
	 Notfällen und anderen gesundheitlich relevanten Themen
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Anlagen zur Orientierungshilfe

Anlagen zur Orientierungshilfe

Die beigefügten Anlagen dienen als Entwürfe für Ihre Un-

terlagen und können verändert werden. Die Anlagen 2 bis 

6 können als Word® - Vorlage unter: 

http://www.lvr.de/de/nav_main/jugend_2/kinderundfami-

lien/tageseinrichtungenfrkinder/service_12/service_13.jsp 

heruntergeladen und nach eigenen Vorstellungen ge-

nutzt werden. 

Inhalt:

Anlage 1	 Praktische Arbeitshilfe

Anlage 2	� Vereinbarung über die Medikamentengabe in 

der Kindertageseinrichtung/Kindertagespfle-

ge

Anlage 3a	 Medikation 

Anlage 3b	 Medikation bei akutem Bedarf 

Anlage 4	 Entbindung von der Schweigepflicht

Anlage 5	 Dokumentation Medikamentengabe

Anlage 6	 Muster für Notrufnummern 

Anlage 7	 Ergänzung des Aufnahmebogens

Anlage 8	 Rundschreiben DGUV 0320/2010

Die Vorlagen sollen als Beispiele dienen und sind nicht 

vollständig!
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Anlage 1	 Praktische Arbeitshilfe321 

32	 Kein Anspruch auf Vollständigkeit, die genannten Punkte sind auf die individuellen Gegebenheiten an zu passen!

Vertragliche Regelungen zur pflegerischen und medizinischen Versorgung werden dringend empfohlen. 

•	 Holen Sie vor der Medikamentengabe die schriftliche Einwilligung der Eltern ein.

•	 Verabreichen Sie Medikamente grundsätzlich nur auf die entsprechende Verordnung durch die behandelnde Ärztin/

den behandelnden Arzt und vergewissern Sie sich, dass diese vorliegt.

•	 Die Einweisung und Schulung des Personals bei pflegerischen und medizinischen Aufgaben in Kindertagesstätten 

und in der Kindertagespflege durch ausgebildetes Fachpersonal ist auf jeden Fall unerlässlich.

•	 Das pädagogische Personal sollte regelmäßige Schulungen erhalten insbesondere für Erste-Hilfe-Leistungen.

•	 Benennen Sie eine verantwortliche Kraft für die Medikation (erübrigt sich in der Kindertagespflege).

•	 Sorgen Sie für eine Vertretung.

•	 Führen Sie eine Dokumentation über die Verabreichung der Medikamente für die betroffenen Kinder mit Angabe 

von Datum, Zeit und Unterschrift, die jederzeit von den Eltern eingesehen werden kann.

•	 Führen Sie an zentraler Stelle eine Auflistung aller wichtigen Daten des Kindes: Rufnummer der Eltern, der behan-

delnden Ärztin/den behandelnden Arzt, Krankheitsbild und zu veranlassende Maßnahmen im Notfall (Zugriff nur 

für das Personal ermöglichen).

•	 Hängen Sie eine Liste mit Notfallnummern von Rettungsdiensten, Apotheken, Krankenhäusern, Notfallzentralen 

aus. (siehe Anlage)

•	 Binden Sie die Betreuung (insbesondere chronisch) kranker Kinder z. B. bei Diabetes in ihre Tagesabläufe ein, um 

eine ausreichende Betreuung aller Kinder zu gewährleisten.

•	 Sichern Sie die Medikamente vor dem Zugriff von Kindern.

•	 Versehen Sie die Medikamente mit dem Namen des zu behandelnden Kindes und bewahren Sie es zusammen mit 

der ärztlichen Einnahmebeschreibung auf.

•	 Achten Sie auf das Verfallsdatum und die Lagerungshinweise.
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Name, Vorname des Kindes: Geburtsdatum des Kindes:

Name der Erziehungsberechtigten:

Name/Träger der Kindertageseinrichtung:  

In der Einrichtung betreut ab:

Wird folgende Vereinbarung getroffen:

Inhalte der Vereinbarung können sein:

•	 Die Mitarbeitenden haben eine schriftliche Stellung-

nahme des Krankheitsbildes und der notwendigen 

Behandlungsschritte durch die behandelnde Ärztin/

den behandelnden Arzt erhalten.

•	 Eine Bestätigung der Ärztin/des Arztes, dass aus medi-

zinscher Sicht der Besuch einer Kindertageseinrichtung 

möglich ist, liegt vor.

•	 Den ärztlichen Ausführungen liegt eine genaue Dosie-

rungsanleitung bei.

•	 Die Medikamentengabe wird dokumentiert.

•	 Eine Grundmedikamentation wird, soweit möglich, 

von den Eltern durchgeführt.

•	 Ein Elternteil muss für die Mitarbeitenden telefonisch 

erreichbar sein.

•	 Veränderung des Gesundheitszustandes oder Ände-

rung der Medikation müssen der Einrichtung umge-

hend schriftlich vorliegen.

Anlage 2	� Vereinbarung über die Medikamentengabe in der Kindertageseinrichtung/

Kindertagespflege

•	 Soweit erforderlich, nimmt ein Elternteil bei Aktionen 

außerhalb der Einrichtung, die besondere Sorgfalt 

benötigen, teil.

•	 Während der Betreuungszeiten muss die Anwesenheit 

einer in die Medikation eingewiesen Mitarbeiterin/

eines Mitarbeiters gewährleistet sein.

•	 Die Medikamente werden sachgerecht und kinder-

sicher aufbewahrt, sie werden mit dem Namen des 

Kindes versehen.

•	 Es finden regelmäßige Gespräche zwischen Eltern und 

Einrichtung zur Situation des Kindes statt.

Ort, Datum	 Unterschrift des Trägers

Ort, Datum	 Unterschrift der Eltern
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Anlage 3a	 Medikation

Name, Vorname des Kindes: Geburtsdatum des Kindes:

Folgende Medikamente müssen dem oben genannten Kind zu den genannten Tages-/Uhrzeiten verabreicht werden:

Medikament Medikament Medikament

morgens Uhrzeit:

Dosierung*:

Uhrzeit:

Dosierung:

Uhrzeit:

Dosierung:

mittags Uhrzeit:

Dosierung:

Uhrzeit:

Dosierung:

Uhrzeit:

Dosierung:

nachmittags Uhrzeit:

Dosierung:

Uhrzeit:

Dosierung:

Uhrzeit:

Dosierung:

Verabreichungszeitraum

Anwendungshinweise**

* Bei Dosierung sind konkrete Angaben zu Art des Medikamentes (z.B. Tropfen, Tablette usw.) und die Menge zu vermerken.

** Bei Anwendungshinweisen sind Angaben zur Einnahme (z.B. vor/während dem Essen, mit/ohne Milchprodukte …) und zum loka-

len  

Anwendungsbereich (z.B. Oral …) zu vermerken.

Ort, Datum				    Stempel und Unterschrift der behandelnden Ärztin/des behandelnden Arz-

tes

Einverständniserklärung der Eltern:

Ich/wir sind damit einverstanden, dass die o.g. Medikamente durch das zuvor eingewiesene Personal der Kindertages-

stätte verabreicht werden kann. Unterschrift beider Eltern:

Ort, Datum						      Unterschrift

Ort, Datum						      Unterschrift 
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Anlage 3b 	 Medikation bei akutem Bedarf 

Name, Vorname des Kindes: Geburtsdatum des Kindes:

Folgende Medikamente müssen dem oben genannten Kind bei akutem Bedarf verabreicht werden:

Medikament Medikament Medikament

Soll bei Auftreten fol-

gender Beschwerden/

Symptome verabreicht 

werden

Beschwerde: Beschwerde: Beschwerde: 

Dosierung*:

Anwendungshinweise**

* Bei Dosierung sind konkrete Angaben zu Art des Medikamentes (z.B. Tropfen, Tablette usw.) und die Menge zu vermerken.

** Bei Anwendungshinweisen sind Angaben zur Einnahme (z.B. vor/während dem Essen, mit/ohne Milchprodukte …) und zum loka-

len  

Anwendungsbereich (z.B. Oral …) zu vermerken. 

Die Gabe des Notfallmedikaments ist unbedingt mit Unterschrift zu dokumentieren!

Ort, Datum				    Stempel und Unterschrift der behandelnden Ärztin/des behandelnden Arz-

tes

Einverständniserklärung der Eltern:

Ich/wir sind damit einverstanden, dass die o.g. Medikamente und Notfallmaßnahmen durch das zuvor eingewiesene 

Personal der Kindertagesstätte erbracht bzw. verabreicht werden können. Unterschrift beider Eltern:

Ort, Datum						      Unterschrift

Ort, Datum						      Unterschrift 
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Anlage 4 	 Erklärung der Eltern zur Entbindung von der Schweigepflicht (Informationsaustausch)

Name, Vorname des Kindes: Geburtsdatum des Kindes:

Name der Erziehungsberechtigten:

Name/Träger der Kindertageseinrichtung         

Ich bin/Wir sind damit einverstanden, dass das pädagogische Personal der oben genannten Kindertagesstätte Informa-

tionen, die für die adäquate medizinische Versorgung und Betreuung meines/unseres Kindes benötigt werden, durch 

folgende

Person, Institution Funktion:

zur Verfügung gestellt bekommt. Im Austausch dürfen Informationen zum Entwicklungsstand des Kindes an die genannten 

Personen weitergegeben werden, soweit dies für die Behandlung und Diagnostik der genannten Personen zum Wohl des  

Kindes erforderlich ist.

Die Weitergabe erfolgt im Rahmen von Gesprächen, an denen in jedem Fall die Erziehungsberechtigten zu beteiligen 

sind. Im Rahmen dieser Gespräche können auch schriftliche Befunde, Entwicklungsberichte und sonstige relevante Un-

terlagen nach Freigabe durch die Erziehungsberechtigten weitergegeben werden. 

Diese Einverständniserklärung gilt solange sie nicht widerrufen wird. Die Daten dürfen nicht an Dritte weitergegeben 

werden.

Nach dem Ausscheiden meines/unseres Kindes aus der Einrichtung erlischt diese Einverständniserklärung ab sofort.  

Unterschriften der Erziehungsberechtigten (Bei mehreren Erziehungsberechtigten werden die Unterschriften aller be-

nötigt):

Ort, Datum						      Unterschrift des/der Erziehungsberechtigten

Ort, Datum						      Unterschrift des/der Erziehungsberechtigten
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Anlage 5 	 Dokumentation Medikamentengabe:                

Jahr/Monat 

Name, Vorname des Kindes: Geburtsdatum des Kindes:

Name/Träger der Kindertageseinrichtung         

Zuständige Fachkraft Unterschrift/Kürzel

Stellvertretung Unterschrift/Kürzel

Tag Medikament 1: Medikament 2: Unterschrift/

KürzelM o r g e n s /

Uhrz.

M i t t a g s /

Uhrz.

Nachm./Uhrz. M o r g e n s /

Uhrz.

M i t t a g s /

Uhrz.

Nachm./Uhrz.

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

Besondere Vorkommnisse: (mit Namenskürzel)
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Anlage 6 	 Muster für Notrufnummern: 

Notfallnummern:

Wer Adresse Telefonnummern

Haus- bzw. fachärztliche Praxis

Krankenhaus

Apotheke

Pflegedienste

Fahrdienste/Taxi

Sonstige

NOTRUF: 112
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Anlage 7	 Ergänzung des Aufnahmebogens: 

Name, Vorname des Kindes: Geburtsdatum des Kindes:

Benötigt ihr Kind regelmäßig Medikamente?

 Ja	  Nein

Medikamentenname:

Dosierung:

Einnahmezeit:

Benötigt ihr Kind Notfallmedikamente?

 Ja	  Nein

Medikamentenname:

Dosierung:

Bei welcher Situation?

Blatt 1/2



30

Wer ist zu informieren, Eltern, ärztlicher Notfalldienst?

Bestehen bei Ihrem Kind Gesundheitsrisiken oder Erkrankungen wie zum Beispiel Allergie gegen einen Bienenstich?

 Nein	    Ja, bitte stellen Sie das Gesundheitsproblem dar:

Sonstige wichtige Informationen:

Für die Richtigkeit der Informationen zu unserem Kind: _________________________________________________

Ort, Datum						      Unterschrift 

Blatt 2/2
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Rundschreiben DGUV

Anlage 8 	 Rundschreiben DGUV 0320/2010 
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Rundschreiben DGUV



LWL-Landesjugendamt Westfalen-Lippe

48133 Münster

www.lwl.org

LVR-Landesjugendamt Rheinland

50663 Köln

www.jugend.lvr.de


